
 

 

ÖSTEREICHISCHER ARBEITSKREIS FÜR CORPORATE GOVERNANCE 

 

Kodexrevision 2018: Übersicht über die Änderungen 

(Änderungen unterstrichen) 

 

19. Personen, die Führungsaufgaben innerhalb einer              L
 Gesellschaft wahrnehmen, sowie in enger Beziehung zu ihnen 
stehende Personen melden der Gesellschaft und der 
Finanzmarktaufsicht ihre Eigengeschäfte 2 unverzüglich und 
spätestens drei Geschäftstage nach dem Datum des Geschäfts. 

 

20. Die Gesellschaft oder alle in ihrem Auftrag oder für ihre    L 
Rechnung handelnden Personen sind verpflichtet, eine 
Liste aller Personen aufzustellen, die Zugang zu 
Insiderinformationen haben. 
 
 
21. (entfallen) 

 

25. Vorstandsmitglieder dürfen ohne Einwilligung des                         L 
Aufsichtsrats weder ein Unternehmen betreiben noch 
Aufsichtsratsmandate in anderen Unternehmen annehmen, außer die 
Unter nehmen sind mit der Gesellschaft konzernmäßig verbunden 

oder die Gesellschaft ist an diesen unternehmerisch beteiligt
3

. Ebenso 
dürfen Vorstandsmitglieder ohne Einwilligung des Aufsichtsrats weder 
im Geschäftszweig der Gesellschaft für eigene oder fremde Rechnung 
Geschäfte tätigen noch dürfen sie an anderen unternehmerisch tätigen 
Gesellschaften als persönlich haftende Gesellschafter beteiligt sein. 

 

 

2 Eigengeschäfte mit Anteilen oder Schuldtiteln dieser Gesellschaft oder damit 

verbundenen Derivaten oder anderen damit verbundenen Finanzinstrumenten. Dies 

gilt für Geschäfte, die getätigt werden, nachdem innerhalb eines Kalenderjahrs ein 

Gesamtvolumen von 5.000 EUR erreicht worden ist. Der Schwellenwert errechnet sich 

aus der Addition aller genannten Geschäfte ohne Netting. 
3 § 189a Z 2 UGB 

 



  

 
40. Es ist ein Prüfungsausschuss einzurichten.  Diesem                     L 

muss eine Person angehören, die über den Anforderungen des 
Unternehmens entsprechende Kenntnisse und praktische Erfahrung 
im Finanz- und Rechnungswesen und in der Berichterstattung verfügt 
(Finanzexperte). Vorsitzender des Prüfungsausschusses oder 
Finanzexperte darf nicht sein, wer in den letzten drei Jahren 
Vorstandsmitglied oder leitender Angestellter oder Abschlussprüfer 
der Gesellschaft war oder den Bestätigungsvermerk unterfertigt hat 
oder aus anderen Gründen nicht unabhängig und unbefangen ist. Der 
Prüfungsausschuss ist insbesondere für die Überwachung des 
Rechnungslegungs-prozesses, der Wirksamkeit des internen Kontroll- 
und Risikomanagementsystems, der Unabhängigkeit und der Tätigkeit 
des Abschlussprüfers sowie für die Genehmigung von Nicht-
Prüfungsleistungen zuständig.  

 
44. Aufsichtsratsmitglieder können nicht zugleich                                         L 
Vorstandsmitglieder oder dauernd Vertreter von Vorstands-
mitgliedern der Gesellschaft oder ihrer Tochterunternehmen6 sein. Sie 
können auch nicht als Angestellte die Geschäfte der Gesellschaft 
führen. Mitglied des Aufsichtsrats kann nicht sein, wer gesetzlicher 

Vertreter einer anderen Kapitalgesellschaft ist. 
deren Aufsichtsrat ein Vorstandsmitglied der Gesellschaft 
angehört,es sei denn, eine der Gesellschaften ist mit der anderen 
konzernmäßig verbunden oder an ihr unternehmerisch 
beteiligt. Aufsichtsratsmitglieder dürfen bei ihren Entscheidungen 
keine eigenen Interessen oder die ihnen nahe stehender 
Personen oder nahe stehender Unternehmen verfolgen, 
die im Widerspruch zu den Interessen des Unternehmens 
stehen, oder Geschäftschancen, die dem Unternehmen 
zustehen, an sich ziehen. 
Vor der Wahl haben die für den Aufsichtsrat vorgeschlagenen 
Personen der Hauptversammlung ihre fachliche Qualifikation, 
ihre beruflichen oder vergleichbaren Funktionen sowie alle 
Umstände darzulegen, welche die Besorgnis einer Befangenheit 
begründen könnten. _____ 

 
6  § 189a Z 8 UGB 

 
 

 52. Bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern hat die              L  
Hauptversammlung auf die fachliche und persönliche 
Qualifikation der Mitglieder sowie auf eine im Hinblick auf die 
Struktur und das Geschäftsfeld der Gesellschaft fachlich 



  

ausgewogene Zusammensetzung des Aufsichtsrats zu achten. 
Weiters sind Aspekte der Diversität des Aufsichtsrats im 
Hinblick auf die Vertretung beider Geschlechter und die 
Altersstruktur sowie bei börsenotierten Gesellschaften auch im 
Hinblick auf die Internationalität der Mitglieder angemessen zu 
berücksichtigen.  

Der Aufsichtsrat besteht zu mindestens 30 Prozent aus Frauen 
und zu mindestens 30 Prozent aus Männern, sofern der 
Aufsichtsrat aus mindestens sechs Mitgliedern 
(Kapitalvertretern) und die Belegschaft zu mindestens 20 Prozent 
aus Arbeitnehmerinnen beziehungsweise Arbeitnehmern besteht. 

Es ist auch darauf zu achten, dass niemand zum 
Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, der rechtskräftig wegen einer 
gerichtlich strafbaren Handlung verurteilt worden ist, die seine 
berufliche Zuverlässigkeit in Frage stellt. 

 

60.  Die Gesellschaft hat einen Corporate Governance Bericht      L 
aufzustellen, der zumindest folgende Angaben enthält7: 

• die Nennung eines in Österreich oder am jeweiligen 
Börseplatz allgemein anerkannten Corporate Governance 
Kodex; 

• die Angabe, wo dieser öffentlich zugänglich ist; 
• soweit sie von den Comply or Explain-Regeln des Kodex 

abweicht, eine Erklärung, in welchen Punkten und aus 
welchen Gründen diese Abweichung erfolgt8; 

• wenn sie beschließt, keinem Kodex zu entsprechen, eine 
Begründung hiefür; 

• die Zusammensetzung und die Arbeitsweise des Vorstands 
und des Aufsichtsrats sowie seiner Ausschüsse; 

• die Gesamtbezüge der einzelnen Vorstandsmitglieder und 
die Grundsätze der Vergütungspolitik; 

• die Maßnahmen, die zur Förderung von Frauen im Vorstand, im 
Aufsichtsrat und in leitenden Stellen gesetzt wurden. 

• das Diversitätskonzept 
Der Aufsichtsrat hat den Corporate Governance Bericht 
innerhalb von zwei Monaten nach Vorlage zu prüfen, sich 
gegenüber dem Vorstand darüber zu erklären und einen Bericht 
an die Hauptversammlung zu erstatten. 

 

7  Ein Mutterunternehmen hat einen konsolidierten Corporate Governance Bericht 

aufzustellen. Im Anhang 2a des Kodex wird eine Grundstruktur für den Aufbau des 

Corporate Governance Berichts empfohlen. 
8 Im Anhang 2b sind Leitlinien für die Erklärung und Begründung von Abweichungen von 

C-Regeln des Kodex enthalten. 



  

 
63.Die Gesellschaft veröffentlicht spätestens 2 Handels-          L   
tage nach dem Erhalt entsprechender Informationen  
Veränderungen in der Aktionärsstruktur, wenn als Folge des 
Erwerbes oder der Veräußerung von Aktien der Anteil einzelner 
Aktionäre an den Stimmrechten 4vH, 5 vH, 10 vH, 15 vH, 20 vH, 25 
vH, 30 vH, 35 vH, 40 vH, 45 vH, 50 vH, 75 vH oder 90 vH erreicht, 
übersteigt oder unterschreitet. 

 
65. Die Gesellschaft erstellt den Konzernabschluss und           L 
den im Halbjahresfinanzbericht enthaltenen verkürzten Konzern- 
zwischenbericht nach den International Financial Reporting 
Standards (IFRS), wie sie von der EU übernommen wurden. 
Jahresfinanzberichte sind spätestens vier Monate, Halb- 
jahresfinanzberichte spätestens drei Monate nach Ende der 
Berichtsperiode zu veröffentlichen und müssen mindestens 
zehn Jahre lang öffentlich zugänglich bleiben.----- 
 

66. Erstellt die Gesellschaft Quartalsberichte, sind diese                 C     
nach den International Financial Reporting Standards, wie sie von      
der EU übernommen wurden (IAS 34), aufzustellen. 
Im Rahmen der Jahres- und Zwischenberichterstattung erläutert 
der Vorstand wesentliche Änderungen oder Abweichungen sowie 
deren Ursachen und Auswirkungen für das laufende bzw. folgende 
Geschäftsjahr sowie wesentliche Abweichungen von bisher ver 
öffentlichten Umsatz-, Gewinn- und Strategiezielen. 

 

69. Die Gesellschaft legt im Konzernlagebericht eine                       L      
angemessene Analyse des Geschäftsverlaufes vor und  
beschreibt darin ihre wesentlichen Risken und Ungewissheiten 
sowie die wichtigsten Merkmale des internen Kontrollsystems 
und des Risikomanagementsystems im Hinblick auf den 
Rechnungslegungsprozess. Beschäftigt die Gesellschaft auf 
konzernaler Basis mehr als 500 Arbeitnehmer, ist eine nicht-
finanzielle Erklärung in den Konzernlagebericht aufzunehmen. 12 

 

 

                                                
12Alternativ kann die Gesellschaft einen nicht-finanziellen Bericht aufstellen. Beschäftigt 

die Gesellschaft selbst mehr als 500 Arbeitnehmer, muss sie in ihren Lagebericht eine 
nicht-finanzielle Erklärung aufnehmen2 , falls sie nicht eine konsolidierte nicht-finanzielle 
Erklärung oder einen nicht-finanziellen Bericht aufstellt. 

 



  

71. Die Gesellschaft hat Insider-Informationen, die sie                L 
unmittelbar betreffen, sowie erhebliche Veränderungen dieser 
Informationen unverzüglich der Öffentlichkeit bekannt zu geben 
(Ad-Hoc Publizität). Die Gesellschaft hat alle Insider-
Informationen, die sie der Öffentlichkeit bekannt geben muss, 
während eines Zeitraums von mindestens fünf Jahren auf ihrer 
Website anzuzeigen. Die Gesellschaft kann auf eigene 
Verantwortung die Bekanntgabe von Insider-Informationen 
aufschieben, wenn die unverzügliche Offenlegung geeignet 
wäre, ihre berechtigten Interessen zu beeinträchtigen. Der 
Aufschub ist nur insofern zulässig, als dieser nicht geeignet 
ist, die Öffentlichkeit irrezuführen, und der Emittent in der Lage 
ist, die Geheimhaltung dieser Informationen sicherzustellen. Der 
Aufschub der Veröffentlichung einer Insider-Information ist der 
Finanzmarktaufsicht nach Wegfall der Gründe offenzulegen. 

 
73.Der Vorstand hat erfolgte Meldungen über Director‘s                               C    
Dealings13  unverzüglich auf der Website der Gesellschaft bekannt zu 
geben und diese Informationen haben dort für mindestens drei Monate 
zu verbleiben. Die Bekanntgabe kann auch durch Verweis auf die 
entsprechende Website der Finanzmarktaufsicht erfolgen. 

 

77. Im Vertrag über die Durchführung der (Konzern-)Abschlussprüfung  C 
hat der Aufsichtsrat festzulegen, dass diese nach internationalen 
Prüfungsgrundsätzen (ISAs)14 zu erfolgen hat. 

 

78. Die Unabhängigkeit des (Konzern-)Abschlussprüfers          L 
ist essentiell für eine gewissenhafte und unparteiische Prüfung, 
insbesondere dürfen keine Ausschluss- oder Befangen- 
heitsgründe vorliegen. __ Die im Konzern wesentlich 
verantwortlichen Abschlussprüfer dürfen innerhalb von zwei 
Jahren nach Zeichnung des Be- stätigungsvermerks weder eine 
Organfunktion noch eine leitende Stellung in der Gesellschaft 
einnehmen.--- 

 
13 Siehe L-Regel 19. 

 
14 Gem. Fachgutachten KFS/PG 1 sind bei Abschlussprüfungen für Geschäftsjahre, 

die am oder nach dem 15. Dezember 2016 enden und die nach österreichischen 

Grundsätzen zu erfolgen haben, die International Standards on Auditing (ISA) des 

International Auditing and Assurance Standards Board (IAASB) der International 

Federation of Accountants (IFAC), einschließlich der jeweiligen Anwendungshinweise 

und sonstigen Erläuterungen, anzuwenden. 

 



  

 
80.Ein Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungs-              L  
gesellschaft, der oder die in einen Wahlvorschlag aufgenommen 
werden soll, hat vor Erstattung dieses Wahlvorschlags durch den 
Aufsichtsrat beziehungsweise vor der Wahl durch die 
Gesellschafter einen schriftlichen Bericht über folgende Punkte 
vorzulegen: 

• aufrechte Eintragung in das öffentliche Register 
gemäß Abschlussprüfer-Aufsichtsgesetz als Nachweis 
über die Einbeziehung in ein gesetzliches 
Qualitätssicherungssystem; 

• Nichtvorliegen von Ausschlussgründen; 
• Darlegung aller Umstände, die die Besorgnis einer 

Befangenheit begründen könnten sowie jene Schutz- 
maßnahmen, die getroffen worden sind, um eine unab- 
hängige Prüfung sicherzustellen; 

• eine nach Leistungskategorien gegliederte Aufstellung 
über das für das vorangegangene Geschäftsjahr von der 
Gesellschaft erhaltene Entgelt. 

 

 
82. Der Aufsichtsrat  und der Prüfungsausschuss                    L  
werden über  das  Ergebnis der (Konzern-)Abschluss-  
prüfung in Form der vorgeschriebenen Prüfungsberichte und    
der Ausübung der Redepflicht des (Konzern-) Abschlussprüfers  
informiert. 

  



  

 

Anhang 2a 

Aufstellung des Corporate Governance-Berichts 

 
Für den Aufbau des Corporate Governance-Berichts wird folgende 

Grundstruktur empfohlen (entspricht der Empfehlung des AFRAC- 

Austrian Financial Reporting und Auditing Committee)16: 

 
1. Bekenntnis zum Corporate Governance Kodex 

2. Zusammensetzung der Organe und Organbezüge 

3. Angaben zur Arbeitsweise von Vorstand und Aufsichtsrat 

4. Maßnahmen zur Förderung von Frauen 

5. Beschreibung des Diversitätskonzepts 
6. Allfälliger Bericht über eine externe Evaluierung 
7. Veränderungen nach dem Abschlussstichtag 

 

In den nachfolgenden Abschnitten wird dargestellt, welche konkreten 

Angaben zu den einzelnen hier angeführten Gliederungspunkten 

erforderlich sind, wobei die Inhalte sich einerseits aus dem Gesetz  (§ 

243c UGB) und andererseits aus den C-Regeln (Comply or Explain) 

des ÖCGK ergeben. 

 
1. Bekenntnis zum Kodex 

 

Dieser Abschnitt des Corporate Governance-Berichts hat folgende 

Angaben zu enthalten (§ 243c Abs. 1 UGB): 

• Bekenntnis zum ÖCGK und Angabe, wo dieser öffentlich zugänglich 

ist. 

 

16 Siehe AFRAC-Stellungnahme 22 Corporate Governance-Bericht, www.afrac.at.  

http://www.afrac.at/


 

 

 

 

• Angabe, von welchen C-Regeln des ÖCGK die Gesellschaft 

abweicht. Jede Abweichung muss erklärt und begründet werden, um 

ein kodexkonformes Verhalten zu erreichen (Siehe Anhang 2b). 

 
2. Zusammensetzung der Organe und Organbezüge 

 

Hinsichtlich der Mitglieder des Vorstands hat der Corporate Governance- 

Bericht folgende Angaben zu enthalten (vgl. auch § 243c Abs. 2 Z 1 

UGB): 

• Name, Geburtsjahr sowie Datum der Erstbestellung und des Endes 

der laufenden Funktionsperiode jedes Vorstandsmitglieds sowie 

Angabe des Vorsitzenden des Vorstands und gegebenenfalls seines 

Stellvertreters (C-Regel 16); 

• Aufsichtsratsmandate oder vergleichbare Funktionen in anderen in- 

und ausländischen, nicht in den Konzernabschluss einbezogenen 

Gesellschaften für jedes Vorstandsmitglied (C-Regel 16); 

• die im Geschäftsjahr gewährten fixen und variablen Vergütungen 

für jedes einzelne Vorstandsmitglied; dies gilt auch dann, wenn die 

Vergütungen über eine Managementgesellschaft geleistet werden 

(§ 243c Abs. 2 Z 3 UGB und C-Regel 31). 

 
Hinsichtlich der Mitglieder des Aufsichtsrats sind folgende Angaben in 

den Corporate Governance-Bericht aufzunehmen: 

• Name, Geburtsjahr sowie Datum der Erstbestellung und des Endes 

der laufenden Funktionsperiode jedes Aufsichtsratsmitglieds 

(C-Regel 58); 

• Vorsitzender und stellvertretende Vorsitzende (C-Regel 58); 

• die im Geschäftsjahr gewährten Vergütungen für jedes Auf- 

sichtsratsmitglied einzeln (C-Regel 51); 



  

 

 

• Mitgliedschaft in den Ausschüssen des Aufsichtsrats unter Angabe 

des Vorsitzes (§ 243c Abs. 2 Z 1 UGB); 

• Aufsichtsratsmandate oder vergleichbare Funktionen in  anderen 

in- und ausländischen börsenotierten Gesellschaften für jedes 

Aufsichtsratsmitglied (C-Regel 58); 

• gegebenenfalls Gegenstand und Entgelt von gemäß § 95 Abs. 5   Z 

12 AktG zustimmungspflichtigen Verträgen (C-Regel 49). 

 
In Bezug auf die Unabhängigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrats sind 

zumindest nachfolgende Angaben im Corporate Governance-Bericht 

anzuführen: 

• Darstellung der vom Aufsichtsrat festgelegten Kriterien für die 

Unabhängigkeit (C-Regel 53); 

• Darstellung, welche Mitglieder als unabhängig anzusehen sind; eine 

Darstellung, welche Mitglieder als nicht unabhängig anzusehen sind, 

ist ebenfalls ausreichend (C-Regel 53); 

• Darstellung, welche der unabhängigen Mitglieder des Aufsichtsrats 

nicht Anteilseigner mit einer Beteiligung von mehr als 10 % sind oder 

die Interessen eines solchen Anteilseigners vertreten (C-Regel 54). 

 
Weiters sind gemäß § 243c Abs. 2 Z 3 UGB die Grundsätze der Ver- 

gütungspolitik anzugeben; diese haben zumindest zu enthalten (C-

Regel 30): 

• Grundsätze, nach denen Aktienoptionsprogramme im Unternehmen 

aufgelegt werden; 

• die im Unternehmen für die variable Vergütung des Vorstands 

angewandten Grundsätze, insbesondere an welche Leistungskriterien 

eine variable Vergütung anknüpft; die Methoden, anhand derer die 

Erfüllung der Leistungskriterien festgestellt wird; die für die variable 

Vergütung bestimmten Höchstgrenzen; vorgesehene  Eigenanteile 



 

 

 

 

und Fristen bei Aktienoptions- und -übertragungsprogrammen; 

ebenso ist über wesentliche Änderungen gegenüber dem Vorjahr zu 

berichten; 

• das Verhältnis der fixen zu den variablen Bestandteilen der Ge- 

samtbezüge des Vorstands; 

• die Grundsätze der vom Unternehmen für den Vorstand gewährten 

betrieblichen Altersversorgung und deren Voraussetzungen; 

• die Grundsätze für Anwartschaften und Ansprüche des Vorstands 

im Falle der Beendigung der Funktion; 

• das Bestehen einer allfälligen D&O-Versicherung, wenn die Kosten 

von der Gesellschaft getragen werden. 

 
Handelt es sich bei der Gesellschaft um eine Europäische Aktien- 

gesellschaft, die dem Verwaltungsratssystem folgt, so sind die für   die 

Mitglieder des Vorstands vorgesehenen Angaben für die ge- 

schäftsführenden Direktoren zu machen und die für die Mitglieder  des 

Aufsichtsrats vorgesehenen Angaben für die Mitglieder des 

Verwaltungsrats. 

 
3. Angaben zur Arbeitsweise von Vorstand und Aufsichtsrat 

 

Gemäß § 243c Abs. 2 Z 1 UGB ist im Corporate Governance-Bericht die 

Arbeitsweise des Vorstands anzugeben. Gemäß C-Regel 16 hat diese 

Angabe zumindest die Kompetenzverteilung im Vorstand zu enthalten. 

Darüber hinaus können beispielsweise Geschäfte und Maßnahmen, 

die über § 95 Abs. 5 AktG hinausgehen und zu welchen der Vorstand 

nach der Satzung oder der Geschäftsordnung die Zustimmung des 

Aufsichtsrats einzuholen hat, angegeben werden. 



  

 

 

Weiters erfordert § 243c Abs. 2 Z 1 UGB die Angabe der Arbeitsweise 

des Aufsichtsrats sowie seiner Ausschüsse und somit zumindest 

folgende Angaben: 

• Anzahl und Art der Ausschüsse des Aufsichtsrats und deren Ent- 

scheidungsbefugnisse (C-Regel 34); 

• Anzahl der Sitzungen des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr und Bericht 

über die Schwerpunkte seiner Tätigkeit (C-Regel 36); 

• Anzahl der Sitzungen der Ausschüsse im Geschäftsjahr und Bericht 

über ihre Tätigkeit (C-Regel 39); 

• Vermerk, falls Mitglieder des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr an 

mehr als der Hälfte der Sitzungen des Aufsichtsrats nicht persönlich 

teilgenommen haben (C-Regel 58). 

 
4. Maßnahmen zur Förderung von Frauen  

 

Hinsichtlich der Förderung von Frauen hat der Corporate Governance- 

Bericht gemäß § 243c Abs. 2 Z 2 UGB zumindest folgende Angaben 

zu enthalten: 

• Angabe des Frauenanteils im Vorstand, im Aufsichtsrat und in lei- 

tenden Stellungen (§ 80 AktG) im Unternehmen; 

• Beschreibung der im Unternehmen bestehenden und im Berichtsjahr 

getroffenen Maßnahmen zur Förderung von Frauen im Vorstand, im 

Aufsichtsrat und in leitenden Stellungen der Gesellschaft. 

 

5. Beschreibung des Diversitätskonzepts 
 

• Die Verpflichtung zur Beschreibung des Diversitätskonzepts betrifft 

nur Aktiengesellschaften, die zur Erstellung eines 

CorporateGovernance-Berichts verpflichtet sind und als große 

Aktiengesellschaften qualifiziert werden. Unternehmen von 

öffentlichem Interesse gem. § 189a Z 1 UGB, sind -sofern sie nicht 



 

 

gleichzeitig auch große Aktiengesellschaften sind - von dieser 

Verpflichtung nicht betroffen. 

• Die betroffenen Unternehmen haben im Corporate Governance-

Bericht das im Unternehmen bestehende Diversitätskonzept zu 

beschreiben, das bei der Besetzung von Vorstand und Aufsichtsrat 

in Bezug auf Kriterien wie Alter, Geschlecht und Bildungs- und 

Berufshintergrund verfolgt wird. Weiters müssen die Ziele und die 

Art und Weise der Umsetzung dieses Diversitätskonzepts und die 

Ergebnisse im Berichtszeitraum dargestellt werden. Gibt es in 

einem berichtspflichtigen Unternehmen ein solches 

Diversitätskonzept nicht, so ist dies zu begründen. 

 
6. Allfälliger Bericht über eine externe Evaluierung 

 

• Falls im Sinne der C-Regel 62 die Einhaltung der C-Regeln 

des Kodex durch eine externe Institution evaluiert wurde, 

ist über das Ergebnis zu berichten.  

 

7. Veränderungen nach dem Abschlussstichtag 

• Es wird empfohlen, Veränderungen von berichtspflichtigen 

Sachverhalten, die sich zwischen dem Abschlussstichtag 

und dem Zeitpunkt der Aufstellung des Corporate 

Governance-Berichts ergeben, im Corporate Governance-

Bericht darzustellen, falls sie wesentlich sind. 



  

 


